
Beschlussvorschlag:                                         
 
Die Verwaltung wird beauftragt,  
den Deutschen Städtetag, den Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB) und den 
Verband kommunaler Unternehmen (VKU) aufzufordern, von der Bundesregierung und der 
Europäischen Union die Offenlegung des Verhandlungsstandes über das 
Freihandelsabkommen TiSA und die Einbeziehung von kommunalen Vertretern in die 
Verhandlungen einzufordern.  
 
Insbesondere soll gefordert werden,  
 

 dass die Verhandlungen im Rahmen der WTO stattfinden,  

 dass der Vertragstext veröffentlicht wird und keiner Geheimhaltung unterliegt  

 sowie keine Standstill- (Stillstand-), Ratchet- (Sperrklinken-), Future-Proofing- 
(Zukunftssicherheit-) oder Negativlisten-Klausel enthält.  

 
Das Schreiben an den Deutschen Städtetag, den DStGB und den VKU ist den Stadträtinnen und 
Stadträten zur Kenntnis zu geben.          
 


